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Christlich-sozialerWer soll

Blick auf Wohlstand

lich steigen wegen der Erhöhung der CO2- schen Union. Das EU-Parlament als „Inte-
V O N E L M A R N A S S

Die ersten Ideen zu einer Steuerreform,
die von der Fachkommission Wohlstand
zum CDU-Grundsatzprogramm angestellt
wurden, haben reichlich medialen Wirbel
ausgelöst. Christian Lindner stürzte sich
darauf mit der Behauptung, die CDU wol-
le womöglich die Mittelschicht noch mehr
belasten. Wer dagegen die Entwürfe liest,
sieht sofort, dass solche Empörung nichts
weiter war als populistisches Getöse.
Tatsächlich schlägt die Kommission eine
deutliche steuerliche Entlastung unterer,
mittlerer und höherer Einkommen vor.
Allein der Spitzensteuersatz soll angeho-
ben werden. Aber der soll in Zukunft nur
noch für die Super-Einkommen gelten.
Davon wären also nur noch sehr wenige
betroffen.
Hinter den Plänen der von Jens Spahn ge-
führten Kommission steht eine Gerechtig-
keitsidee mit christlich-sozialem Geist.
Wesentliche Wertegrundlage ist dazu ein
ethisch gehaltvoller Wohlstandsbegriff. In
der Tradition von Ludwig Erhard ist ma-
terieller Wohlstand die Voraussetzung für
Unabhängigkeit und Freiheit. Er ist das
Gegenmodell zu dem heute in China pro-
pagierten Wohlstandsziel. Dies will als
kollektive Befriedungsidee die Dominanz
der herrschenden Partei absichern. Für
Erhard ist Wohlstand dagegen Ausdruck
individueller Freiheit mit sozialer Verant-
wortung. Er entsteht nicht durch einen
vorsorgend alimentierenden Wohlfahrts-
staat, sondern durch Leistung und selbst
erwirtschaftetes Einkommen. Solidarische
Unterstützung erhalten selbstverständlich
die Hilfsbedürftigen. Erhard sieht Wohl-
stand ausdrücklich mit Eigen- und Sozial-
verantwortung verbunden.
Denn die Soziale Marktwirtschaft ist eine
Kulturidee, in der jeder das beiträgt, was
er beitragen kann. Zum Wohlstand gehört
qualitativ immer auch die Befähigung der
Menschen, die Güter zugunsten von Ge-
meinwohl und sozialem Frieden effizient
nutzen zu können. Voraussetzung dieser
positiven Freiheit sind dann auch Bildung
und Moral. Nicht etwa allein Geld und
Eigennutzenmaximierung. Wohlstand als
gesellschaftliches Ziel hat also auch einige
anspruchsvolle sozialethische Dimensio-
nen. Personale Freiheit und individuelle
Leistung, Solidarität und Subsidiarität,
Gemeinwohl, sozialer Friede und Tugend
müssen im Wohlstandsbegriff mitgedacht
werden, wenn er in der Tradition von
Ludwig Erhard und Sozialer Marktwirt-
schaft stehen will.
Dazu gehört zweifellos die viel zu wenig
realisierte Förderung von Unternehmens-
beteiligung in Arbeitnehmerhand. Steuer-
gerechtigkeit muss für Leistungsfähige die
Unabhängigkeit von staatlicher Alimentie-
rung bedeuten. Dazu braucht es Entlas-
tungen gerade in der Mittelschicht. Allein
für die Superreichen, die ohnehin mate-
riell unabhängig sind, ist eine moderate
Mehrbelastung gerechtfertigt.
Ob sich diese christlich-soziale Hand-
schrift durchsetzen und das CDU-Grund-
satzprogramm wesentlich prägen wird,
wird in Gremien und auf dem Bundespar-
teitag 2024 entschieden.
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kauft hat. Deutsche Qualitätsware dürfte
aber zunächst teurer werden – dem Grund-
gesetz der Wirtschaft folgend, dass bei ho-
her Nachfrage und wenig Angebot der Preis
steigt. Mit Blick auf den Gaspreis wird Ha-
beck zwar recht behalten: Der wird künst-

weiterhin mit fossilen Energieträgern. Teu-
er wird es dank der Grünen so oder so. Gin-
ge es nach der Europäischen Union, werden
wir Bestandsimmobilien bis zur Unkennt-
lichkeit dämmen müssen. Schlecht für uns,
denn leider geht es meist nach der Europäi-

ten hinzu – nicht nur bei Neubauten, son-
dern auch im Zuge von Dachsanierungen
bei als Wohneigentum genutzten privaten
Bestandsimmobilien. Das sind wieder meh-
rere zehntausend Euro, die man berück-
sichtigen muss.
das bezahlen?
Die Grünen
wollen mit dem
deutschen

Einfamilienhaus
das Klima
retten.
Das wird teuer.
Die Prognose
unseres Autors:
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die Sanierung
seines Hauses
ausgeben
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G
rünen-Politiker Habeck warnte
kürzlich davor, nun schnell noch
eine neue Gas- oder Ölheizung
einzubauen. „Über einen Zeit-

raum von 18 Jahren rechnet sich die Wär-

mepumpe. Außerdem werden die Preise
bald sinken“, behauptete der Wirtschafts-
minister gegenüber der Funke-Medien-
gruppe und ergänzte: „Niemand sollte jetzt
noch schnell eine Öl- oder Gasheizung ein-
bauen. Die fossilen Energien sind eine
Sackgasse, keine Spardose.“ An anderer
Stelle sagte Habeck, der Betrieb von Öl-
und Gasheizungen werde wegen steigender
Preise zukünftig teurer werden.

Aber stimmt das wirklich? Um Preisent-
wicklungen in den nächsten 18 Jahren zu
prognostizieren, kann man nur Wahr-
scheinlichkeiten betrachten. Wärmepum-
pen könnten zukünftig – und werden es si-
cher eines Tages auch – günstiger werden,
wenn sie zur Massenware werden, und dann
beispielsweise aus China importiert wer-
den. Dies ist möglicherweise ein Grund da-
für, dass das deutsche Traditionsunterneh-
men Viessmann, wie jüngst in den Medien
berichtet, seine Heizungsbau-Sparte ver-
Steuer. Aber in seinen Berechnungen lässt
er eine ebenso hoch wahrscheinliche Stei-
gerung des Strompreises außen vor: Der
Strompreis wird nämlich aus verschiedenen
Gründen mit Sicherheit ebenfalls steigen:
Einerseits wird die Nachfrage stark zuneh-
men, da Straßenverkehr und Wärmeversor-
gung zunehmend elektrifiziert werden sol-
len. Andererseits wird das eigene Angebot
stark abnehmen, da der Ausstieg aus der
Kernenergie bereits vollzogen und der Aus-
stieg aus der Kohleverstromung bereits an-
gekündigt ist.

Dämmen
ohne Ende

Eine Stromversorgung auf Basis Erneu-
erbarer Energien und Importe von Kern-
und Kohlestrom aus dem Ausland wird je-
doch in erster Linie ziemlich teuer sein.
Dies ist ein weiterer Grund dafür, warum
wir nicht mit Strom heizen wollen, sondern
ressenvertreter“ der Bürger hatte erst jüngst
für deutlich strengere Vorschriften für
Energieeffizienzklassen von Immobilien
gestimmt. Zwar müssen die EU-Mitglied-
staaten noch zustimmen, aber im Klartext
heißt es: Um die vom EU-Parlament avi-
sierten Energieeffizienzklassen bis 2033 zu
erreichen, muss der Energieverbrauch in
Bestandsimmobilien drastisch reduziert
werden, etwa durch gedämmte Fassaden,
neue Fenster und Türen oder eine neue
Heizung.

Ich wollte demnach in Erfahrung brin-
gen, was da für ein frei stehendes Einfami-
lienhaus aus den 1980er Jahren, so wie das
unsrige, an Kosten anfallen könnte: Bei
einem Webinar einer Verbraucherzentrale
zum Thema Sanieren, Dämmen und Hei-
zen wurde ich schlauer: Man könne gut und
gerne mit 100 000 Euro rechnen, so der
Experte. Und wenn das noch nicht genug
wäre, kommen im Übrigen je nach Bundes-
land in wenigen Jahren Solardach-Pflich-
Ernüchternde
Bilanz

Alles in allem muss ich als junger Fami-
lienvater und Hauseigentümer konsterniert
feststellen: Die Grünen und die EU geben
sich wirklich alle Mühe, den Bürgern hor-
rende Kosten aufzubürden. Für unser Ein-
familienhaus, solider Zustand, aber eben
nicht mehr modern, werden wir wohl in den
nächsten Jahren zehntausende Euro zur
Sanierung ausgeben müssen. Weil die Grü-
nen meinen, das deutsche Einfamilienhaus
rette das globale Klima. Im Übrigen: Mieter
werden ebenso tief in die Tasche greifen
müssen, wenn Vermieter die Mietshäuser
sanieren und die Kosten auf ihre Miete um-
legen werden. Wir können also nur hoffen,
dass andere Mitgliedsstaaten den EU-Plä-
nen einen Riegel vorschieben und dass eine
zukünftige Bundesregierung, vielleicht oh-
ne grüne Beteiligung, weniger das Klima,
sondern mehr den Bürger im Blick hat.


